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Jedes familienpolitische Konzept setzt ei-
ne Klärung der Frage voraus, mit welchen
Zielvorstellungen und Erwartungshaltun-
gen eine solche Konzeption verbunden
wird. Diese Frage ist für die Familienpolitik
angesichts einer Vielfalt unterschiedlicher
Erscheinungsformen, in denen »Familie«
heute gelebt wird, nicht einfach zu beant-
worten. Folgende übergeordnete Eck-
punkte erscheinen mir für die weitere Ent-
wicklung der Familienpolitik wesentlich:
Familienpolitik muss ganzheitlich
und nachhaltig angelegt sein
Ganzheitliche Familienpolitik muss das
Gestaltungspotential aller familienpoliti-
schen Akteure einbeziehen. Der Blick
muss sich weiten auf alle Aspekte, die für
Kinder und Familien von Bedeutung sind.
Erst die Einbeziehung von Themenfeldern
wie Arbeitswelt, Bildung, Ausbildung, Um-
welt, Gesundheit, Pflege schafft einen An-
satz, der über isolierte Einzelmaßnahmen
hinausgeht. Familienpolitik ist damit ent-
scheidend mehr als Sozialpolitik für Fami-
lien. Nachhaltig kann Familienpolitik erst
dann wirken, wenn sie sich nicht nur an
der Situation der bestehenden Familien
orientiert, sondern sich auch den Hinder-
nissen und Vorbehalten widmet, die der
Realisierung vorhandener Kinderwünsche
entgegenstehen.
Entscheidung für Kinder braucht
Freiheit
Die Komplexität moderner Familienstruk-
turen, die je nach Umfeld, Ausbildung,
Partnerschaftskonstellation und Kinder-
zahl ganz unterschiedliche Bedürfnis- und
Problemlagen nach sich ziehen, verlangt
nach unterschiedlichen Lösungen. Fami-
lienpolitik darf sich deshalb nicht auf eine
Antwort beschränken, sondern muss je
nach Lebenssituation und Lebenslage un-
terschiedliche Antworten ermöglichen.
Diese Erkenntnis klingt banal, führt aber
zum wichtigsten Schlüssel einer erfolgrei-
chen Familienpolitik: Familien wissen
selbst am besten, was gut für sie und ih-
re Kinder ist. Je größer die Gestaltungs-
möglichkeiten für die Eltern oder zukünf-
tigen Eltern bleiben, desto eher werden
sie sich für Kinder entscheiden. Kinder
sind für junge Erwachsene zu einer Opti-
on geworden. Der Kinderwunsch steht
in Konkurrenz zu vielen erwerbs- und kon-
sumbezogenen Wünschen, Zielen und
Notwendigkeiten. Je mehr Möglichkeiten
für die Eltern bleiben, das Leben mit Kin-
dern nach eigenen Vorstellungen »einzu-
richten«, umso leichter wird es ihnen fal-
len, die eigenen Wünsche, Interessen und
Zielsetzungen so zu sortieren, dass es
kein »Entweder – Oder« für oder gegen
Kinder mehr gibt. Familienpolitik soll nicht
Lebensentwürfe vorgeben oder gar über
Lebensentwürfe urteilen, sondern hat Le-
bensentwürfe zu respektieren.
Grenzen der Familie erkennen
und danach handeln
Familie schafft Bindung und Leistungen,
die weder der Einzelne noch die Gesell-
schaft ersetzen kann. Diese einzigartige
Fähigkeit drückt sich in einer ganz beson-
ders positiven Wertschätzung aus, die der
»Familie« entgegengebracht wird, wie
zahllose Umfragen in nahezu zeitloser
Konstanz belegen. Allerdings sind Fami-
lien unter den Anforderungen unserer Zeit
auf Unterstützung angewiesen. Auch Fa-
milien »funktionieren« nicht selbstver-
ständlich, sondern sind verletzlich. Die
Leistungsgrenzen der Familie zu erken-
nen und daraus notwendige Handlungs-
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strategien zu entwickeln ist ein zentraler Ausgangspunkt
für eine Zielbestimmung der Familienpolitik, die passgenaue
Unterstützungsstrukturen anbieten kann. 
Legt man diese Eckpunkte zugrunde, zeichnet sich eine Rei-
he von Handlungsansätzen ab, die z.T. bereits in der aktu-
ellen politischen Diskussion sind.
Ganzheitliche und nachhaltige Familienpolitik
Der 7. Familienbericht der Bundesregierung nimmt in viel-
fältiger Hinsicht eine lebenslagenbezogene Sichtweise auf
die Familienpolitik ein, um aus den Erfordernissen dieser Le-
benslagenperspektive übergreifende Handlungsansätze zu
entwickeln, die über konventionelle familienpolitische Ansät-
ze hinausgehen. Interessant und weiterführend ist in diesem
Zusammenhang der Vorschlag, nach angelsächsischem Vor-
bild Ausbildungsgänge weiter abzustufen, um eine Berufs-
und Lebensplanung zu ermöglichen, in der eine kindbeding-
te Auszeit nicht gleichzeitig das Aus für den angestrebten
Bildungsabschluss bedeutet. Die Entzerrung der »Rushhour
des Lebens«, in der Ausbildung, berufliche Etablierung und
Familiengründung zusammentreffen, ist ein Handlungsan-
satz, der das gesamte Bildungssystem in den Fokus der Fa-
milienpolitik rückt. Art und Dauer der Schul- und Hochschul-
bildung sorgen in Deutschland dafür, dass das Gedränge
in dieser »Rushhour« besonders groß ist. Die Ausbildungs-
dauer ist damit nicht nur im Hinblick auf die globalisierte Kon-
kurrenz des Arbeitskräftepotentials von Interesse, sondern
auch mit Blick auf die Möglichkeit, früher eine Familie zu
gründen. Die demographischen »Nebeneffekte« einer Schul-
reform und Ausbildungsreform, die eine um zwei Jahre frü-
here Familiengründung ermöglicht, wurden im Rahmen ei-
ner Studie des Wiener Instituts für Demographie im Modell
berechnet. 2020 würden nach dieser Berechnung in Bay-
ern als Folge einer solchen Schulreform wahrscheinlich
10 000 Kinder mehr geboren. 
Unabhängig davon, ob man diese Zahl auf die Waagschale
legen will, der Effekt als solcher ist weitgehend unstrittig und
veranschaulicht, dass ganzheitliche Handlungsansätze in der
Familienpolitik auch die Nachhaltigkeit positiv beeinflussen.
Entscheidung für Kinder braucht Freiheit
Familienpolitik kann nicht alle Vorbehalte und Stolpersteine
bei der Realisierung des vorhandenen Kinderwunsches aus
dem Weg räumen. Sie kann aber alle Möglichkeiten nut-
zen, um die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass den
Eltern möglichst viel Wahlfreiheit bleibt. Konkret: 
– Der Wunsch nach Familie soll so gelebt werden, wie je-
der Einzelne es sich vorstellt.
– Die Wahlfreiheit der Eltern, ob sie ihr Kind zu Hause selbst
betreuen oder, wenn sie erwerbstätig sind, ihr Kind be-
treuen lassen, muss gewährleistet sein. Wahlfreiheit in
diesem Sinne erleichtert die Entscheidung für Kinder. 
Überträgt man den Begriff der »Wahlfreiheit« in konkrete
Familienpolitik, bedeutet dies: Sowohl die gut ausgebildete
Akademikerin, die sich für Erwerbstätigkeit und Kinderbe-
treuung entscheidet als auch die Familie mit traditioneller
Rollenverteilung sollte Familie in der von ihr gewählten Form
leben können. 
Mit Blick auf die Wahlfreiheit sind zwei Zielrichtungen politi-
scher Maßnahmen von besonderer Bedeutung: 
– die Verbesserung der finanziellen Situation der Familien,
– der bedarfsgerechte und qualitätsorientierte Ausbau der
Kinderbetreuung.
In Zeiten knapper Steuereinnahmen ist freilich fiskalischer
Realismus angesagt: Eine Erhöhung der finanziellen Leis-
tungen für Familien auf breiter Front ist nicht finanzierbar. Da-
her geben m. E. die Vorhaben der großen Koalition zur Ver-
besserung der finanziellen Situation eine richtige und mach-
bare Antwort: 
– Verbesserung bei der Absetzbarkeit der Kinderbetreu-
ungskosten.
Ab 2007 werden sehr viel mehr Eltern die Möglichkeit haben,
Kinderbetreuungskosten steuermindernd geltend zu machen.
Der von den Eltern zu tragende Eigenanteil ist flexibel gestal-
tet: Je nach Höhe können jeweils zwei Drittel der Kinderbe-
treuungskosten geltend gemacht werden. Die Einbeziehung
von Alleinverdienerfamilien mit Kindern im Alter von drei bis
sechs Jahren ist Ausdruck der Tatsache, dass Kinderbetreu-
ung nicht nur eine Frage der Vereinbarkeit von Familienarbeit
und Erwerbsarbeit ist, sondern auch die zukünftigen Lebens-
chancen und den Bildungserfolg unserer Kinder sichert. 
Dem in diesem Zusammenhang diskutierten Vorschlag des
beitragsfreien Kindergartens kommt bei einer Besuchsquo-
te von nahe 100% (99,4%) nach meiner Auffassung keine
übergeordnete Priorität zu. Die für die Gebührenfreiheit an-
zusetzenden Mehrkosten – für Bayern sind das jährlich et-
wa 100 Mill. €! – sollten besser für Maßnahmen des Aus-
baus sowie zur Steigerung bzw. Sicherung der Qualität aus-
gegeben werden. Eltern nehmen durch den Besuch ihres
Kindes in der Tageseinrichtung eine freiwillige Dienstleistung
in Anspruch, die ihnen – neben der Förderung ihres Kindes
– auch Freiräume zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tätigkeit und zur eigenen Verwirklichung eröffnet. Unter die-
sem Gesichtspunkt war und ist es gerechtfertigt, dass sie
zu den Kosten der Kindertagesbetreuung einen maßvollen
Beitrag leisten. Dieser Beitrag kann nach sozialen Kriterien
gestaffelt sein und wird bereits jetzt bei wirtschaftlich schwa-
chen Familien von der Jugendhilfe übernommen. 
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– Einführung eines Elterngeldes ab 2007
Ein zentraler Punkt des Koalitionsvertrages ist die Umset-
zung des Elterngeldkonzepts. Nach den Vorgaben der Ko-
alitionsvereinbarung wird die Bundesregierung noch im Jahr
2006 einen Gesetzentwurf vorlegen, mit dem das bestehen-
de Erziehungsgeld in ein Elterngeld mit Lohnersatzfunktion
überführt werden soll. Das Elterngeld soll maximal 14 Mo-
nate gewährt werden und als Einkommensersatzleistung
67% des vorherigen pauschalierten Nettoerwerbseinkom-
mens, minimal aber 300 € und maximal 1 800 € pro Monat
betragen. Die 14 Monate des Bezugszeitraums können zwi-
schen den Eltern aufgeteilt werden. zwei Monate bleiben
aber dem Vater bzw. der Mutter reserviert. 
Das Umstellen auf eine (einjährige) Lohnersatzleistung an-
stelle des Erziehungsgeldes stellt sicherlich einen Paradig-
menwechsel gegenüber dem bisherigen Erziehungsgeld dar.
Müttern und Vätern, die vor der Geburt erwerbstätig wa-
ren, wird das Elterngeld helfen, Einkommenseinbrüche zu
vermeiden und damit die Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstätigkeit gerade in der frühen Familienphase erhö-
hen. Gleichzeitig honoriert das Elterngeldkonzept die Erzie-
hungsleistung unabhängig von der Erwerbstätigkeit, da in
jedem Fall der Mindestbetrag von 300 € bezahlt wird. Ge-
rade für Mütter mit mehreren Kindern, die bereits zu einem
früheren Zeitpunkt wegen der Kindererziehung auf die Er-
werbstätigkeit verzichtet haben, aber auch für Alleinerzie-
hende ist diese Mindestleistung (300 €) von großer Bedeu-
tung. Die für das Elterngeld vorgesehene Partnerkompo-
nente halte ich auch mit Blick auf die Wahlfreiheit für einen
Fortschritt: Künftig haben viele Väter eine Wahl, die sie bis-
her nur im Ausnahmefall hatten. Die Familienpolitik geht da-
mit einen Weg, über Appelle hinaus einen Anreiz und eine
Chance für die Väter zu setzen, möglichst frühzeitig eine
partnerschaftliche Erziehungsarbeit zu praktizieren.
- Verbesserungen der privaten Alterssicherung für Eltern
Nach den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag soll die pri-
vate Alterssicherung für Eltern weiter verbessert werden: Die
Kinderzulagen sollen für ab dem 1. Januar 2008 geborene
Kinder von 185 € auf jährlich 300 € erhöht werden. Damit
sind Mütter insbesondere während der Zeit, in der sich die
Ausübung einer Erwerbstätigkeit für sie am schwierigsten
gestaltet, durchaus fürs Alter abgesichert. Natürlich wären
weit reichendere Maßnahmen wünschenswert. Dies ist aus
finanziellen Gründen derzeit nicht möglich. 
Bei den finanziellen Fördermaßnahmen besteht auch wei-
terhin ein Defizit mit Blick auf kinderreiche Familien. Die Zahl
der kinderreichen Familien hat sich in Bayern, aber auch
bundesweit, in den letzten drei Jahrzehnten halbiert. Das
Bestreben, jedes Kind in gleicher Höhe zu fördern, ist unter
formalen Gerechtigkeitsgesichtspunkten nachvollziehbar.
Der tatsächlichen Situation trägt es allerdings nicht Rech-
nung. Mit zunehmender Zahl der Kinder sinken zwingend
auch die Möglichkeiten zur Erwerbsbeteiligung. Wie ein Blick
in andere europäische Länder beweist, ist diese Einschrän-
kung auch durch Angebote der Kinderbetreuung nicht zu
kompensieren. Von daher ist es für kinderreiche Familien be-
sonders schwer, den Anschluss an das allgemeine Wohl-
standsniveau zu halten. Ich halte es deshalb für angebracht,
bei künftigen Kindergelderhöhungen eine gestaffelte Erhö-
hung zu diskutieren, die Akzente für kinderreiche Familien
setzt. Der Freistaat Bayern hat dies bei der Fortentwicklung
seines Landeserziehungsgeldes bereits praktiziert. 
Zentraler Handlungsansatz der Landesfamilienpolitik ist der
Ausbau der Kinderbetreuung. Der Freistaat Bayern setzt hier
im Haushalt einen Schwerpunkt. Staatlich gefördert werden
altersübergreifend – unabhängig, ob Krippe, Kindergarten,
Hort, Haus für Kinder oder Tagespflege – alle Plätze, die
von den Gemeinden als bedarfsnotwendig anerkannt wor-
den sind. Der Ausbau der Tagespflege ist in Zusammenar-
beit mit den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe und den
Tagespflegevereinen eingeleitet. Jährlich sind so in den letz-
ten drei Jahren im Durchschnitt für unter dreijährige Kinder
pro Jahr 2000 zusätzliche Plätze in Bayern entstanden. Die-
ses Ausbautempo wird auf der Grundlage des Mitte 2005
in Kraft getretenen Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetzes noch an Fahrt gewinnen. Von daher sind
die Weichen für bedarfsdeckende, qualitätsorientierte Struk-
turen im Bereich der Kinderbetreuung in Bayern gestellt. Dies
ist allerdings bereits heute ein finanzieller Kraftakt, der oh-
ne Einsparungen an anderer Stelle nicht möglich gewesen
wäre.
Grenzen der Familie erkennen und danach handeln
Familien brauchen möglichst frühzeitige Unterstützung in ih-
rer Erziehungsarbeit. Die frühzeitige Förderung von Kindern
setzt vom ersten Tag an möglichst kompetente Eltern vor-
aus. Nur wer die Erziehungskompetenz der Eltern von An-
fang fördert und Eltern im Alltag entlastet, schafft bestmög-
liche Umstände für die Entwicklung der Kinder. Gleichzeitig
wird dadurch den Gefahren von Missbrauch, Gewalt und
Vernachlässigung der Kinder frühzeitig, präventiv und äu-
ßerst wirksam begegnet. Die Stärkung der Elternkompetenz
ist die wirksamste Maßnahme zur Förderung und zum Schutz
von Kindern! An die jeweilige Familiensituation angepasste
Informations-, Beratungs- und Unterstützungsangebote für
Mütter und Väter sind von besonderer Bedeutung, da sie
Familienproblemen und Familienkrisen, die ansonsten auf-
wändig mit Jugendhilfemaßnahmen behoben werden müss-
ten, vorbeugen können. Die Informationen über das Leben
zu dritt sollten die Eltern möglichst schon vor der Geburt des
ersten Kindes erreichen. Alle Maßnahmen, die zu einer Stär-
kung der »Familienkompetenz« beitragen (Eheberatung, Fa-
milienberatung, Elternkurse usw.), werden in der Zukunft von
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besonderer Bedeutung sein. Die heutigen Strukturen rei-
chen noch nicht aus. 
Es gibt keine Gleichung, die gewährleistet, dass mehr Kin-
dergartenplätze und mehr Geld für die Familien gleichzuset-
zen wären mit mehr Kindern. Familienpolitische Maßnahmen
bleiben Stückwerk, wenn es nicht gelingt, ein »prima Klima«
in unserer Gesellschaft für Familien und Kinder zu gewähr-
leisten. Familien müssen sich – in welcher Form auch immer
– angenommen und in der Mitte der Gesellschaft fühlen.
Politik kann hier nur eingebettet in die Gesamtgesellschaft
Akzente setzen. Eine herausragende Bedeutung kommt der
Berufswelt und damit den Sozialpartnern zu. Familienmitglie-
der brauchen Zeit füreinander und Zeit miteinander. In einer
von der Erwerbsarbeit dominierten Welt läuft die Familie Ge-
fahr, im vorgegebenen Zeittakt und Mobilitätsdruck der Ar-
beitswelt aufgerieben zu werden. Wenn alle Zeit und Ener-
gie für die Erwerbstätigkeit aufgewendet wird, kann »Fami-
lie« nicht gelebt werden. Die Realisierung einer kinderfreund-
licheren und familienbewussteren Gesellschaft kann nur ge-
lingen, wenn Eltern gesellschaftlich wie beruflich »in die Mit-
te« genommen werden. In der Mitte der Gesellschaft können
sich Familien und Kinder erst dann fühlen, wenn ihre Be-
dürfnisse erkannt, akzeptiert und berücksichtigt werden. 
Auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
Familienpolitik
Familienpolitik hat Konjunktur, nicht erst in diesem Jahr, deut-
lich verstärkt seit einigen Monaten. Aufmerksamkeit und Stel-
lenwert haben insbesondere deshalb zugenommen, weil Fa-
milienpolitik in neuer Weise mit Demographiepolitik und
Wachstumspolitik argumentativ verknüpft ist. Die meisten
scheinen über diesen Weg begriffen zu haben, wie wichtig
Familie ist und wie notwendig eine wirksame Familienpoli-
tik ist. Es gibt erkennbar einen Aufbruch, aber noch keine
gesellschaftliche Verständigung darüber, was vorrangige
Leitbilder sind und welche Maßnahmen wir zielführend er-
greifen wollen. Am Anfang sollte eine realistische Diagnose
stehen. Wie geht es der Familie? Pessimistische Bilder von
Lasten, Zerfall und Bindungsschwächen bestimmen seit Jah-
ren die öffentliche Meinung. Mein Eindruck ist, dass zuviel
über Misslingen und zu wenig über Gelingen geredet wird.
Höher als je zuvor sind die Zufriedenheiten mit der eigenen
Familie. In den mittleren Lebensjahren gibt es nicht mehr Sin-
gles als vor 30 oder vor 50 Jahren. Die traditionelle »Nor-
mal-Familie« = Vater, Mutter, Kind ist die mit Abstand häu-
figste Lebensform. Mehr Kinder als in früheren Phasen le-
ben bei beiden leiblichen Eltern bis zu ihrem 18. Geburts-
tag. Die vielen Scheidungen, sie treffen mehrheitlich Paare
ohne Kinder. Es gibt viele Alleinerziehende, aber »allein er-
ziehend« ist mehrheitlich ein befristeter Zustand. Zwei-Eltern-
Familien sind nicht häufiger von Armutsrisiken bedroht als
Paare ohne Kinder. Ich will nicht den Eindruck erwecken, es
wäre alles gut. Es gibt materielle Not und manch andere Sor-
gen in Familien, insbesondere bei Migranten sowie bei Allein-
erziehenden. Aber Familien per se sind nicht notleidend. 
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Es kann freilich nicht alles in Ordnung sein. In Deutschland
werden so wenig Kinder geboren, Geschwisterkinder zu-
mal, dass die Auskunft unmissverständlich ist. In kaum ei-
nem anderen Land werden so wenige Kinder geboren. Das
Sinken der Geburtenrate ist seit Mitte der sechziger Jahre
ungebremst. Verschärfend hat es den Anschein, dass sich
die Bereitschaft weiter abschwächt, eine Familie zu grün-
den, insbesondere bei Männern. Vorzugsweise in den qua-
lifizierteren Schichten beginnt man sich in den Leitbildern auf
ein kinderloses Leben einzurichten. Dies hat sicher wesent-
lich damit zu tun, dass in Deutschland lebensweltliche Ver-
änderungen, insbesondere bei den Frauen, zu lange igno-
riert oder unterschätzt wurden. 
Aufwand und Wirkung
In guter Absicht wurde in der Vergangenheit von Regierun-
gen aller Couleur viel Geld ausgegeben. Familienpolitik ist
dabei zu lange auf Sozialfürsorge reduziert und als Quer-
schnittsthema, vulgo: »Gedöns«, missachtet worden. Fami-
lienförderung wurde 50 Jahre lang weitgehend reduziert
auf monetäre Leistungen, die einigermaßen unübersicht-
lich über die Familien ausgeschüttet wurde. Fast 100 Mrd.€
an staatlichen Leistungen im engen Sinne waren es nach
Berechnungen des BMF zum Beispiel im Jahre 2004, rund
4,5% des Bruttoinlandsprodukts. Damit liegt Deutschland
in der EU im oberen Drittel bei den monetären Aufwendun-
gen. Der Großteil geht bei uns in Transfers und in steuerli-
che Entlastung, wir haben mit die höchste in Europa. Ein hö-
heres Kindergeld gibt es zum Beispiel nur in Luxemburg. Die
mit den Geldleistungen verbundenen Ziele haben sich al-
lerdings häufig von der gesellschaftlichen Entwicklung ab-
gelöst, und allzu oft wird Familienpolitik mit allgemeiner So-
zialpolitik – bzw. Gerechtigkeitspolitik – auf Kosten der Wirk-
samkeit vermengt. Häufig wurde Familienpolitik eher von
den Rändern als von der breiten sozialen Mitte der Gesell-
schaft her gedacht und gestaltet.
Für die Pflege sozialer Dienstleistungen, die Kinder fördern,
Familien zeitlich entlasten und Erwerbsarbeit ermöglichen,
wird bei uns nur ein Viertel der Gesamtsumme verwendet.
In familienpolitisch erfolgreicheren Ländern, in Dänemark et-
wa oder in Schweden, in Frankreich oder in Kanada, sind
es 50 bis 60%. Dort steht die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf im Mittelpunkt, nicht der geldliche Lastenausgleich.
Im Benchmarking, dem wir uns zu lange nicht gestellt ha-
ben, schneidet Deutschland schlecht ab. Andere Länder mit
ähnlichen Voraussetzungen geben nicht unbedingt mehr
Geld aus, erreichen aber mit anderen Akzenten mehr. 
– Es werden mehr Kinder als bei uns geboren.
– Es gibt eine geringere Familienarmut.
– Es gibt ausweislich der Erwerbsquoten bessere Verein-
barkeit.
– Die Väter haben in einer effizienten Arbeitswelt mehr Zeit
für Kinder.
– Die Kinder schneiden im Bildungsvergleich besser ab. 
Von erfolgreichen Ländern können wir lernen, an ihnen will
sich die Bundesregierung perspektivisch messen. Wie ge-
lingt in Frankreich die Förderung der Mehrkindfamilien? Sind
britische Erfahrungen privater Betreuung übertragbar? Kön-
nen uns finnische Beispiele früher Hilfen für gefährdete Kin-
der helfen?
Nachhaltige Familienpolitik
Unsere Familienpolitik soll Nachhaltigkeit gewährleisten,
begrenzte Ressourcen sichern. Nachhaltigkeit bezieht sich
auf das Ermöglichen moderner Lebenspläne (Vereinbar-
keit) in einer Gesellschaft der vier Lebensalter. Nachhaltig-
keit bedeutet besonderes Augenmerk für die Pflege von
Humanvermögen. Nachhaltigkeit beinhaltet auch die de-
mographische Bestandssicherung. Kürzlich hat die Bun-
desregierung ihre Stellungnahme zum 7. Familienbericht
vorgelegt. Darin wird ausgesagt, dass wir uns, wie vom Be-
richt empfohlen, vorerst auf Familiengründung und Fami-
lienaufbau konzentrieren wollen. Junge Familien gehören
zu den materiell am schlechtesten gestellten Gruppen. Wer
auf Kinder verzichtet, gehört zu den ökonomisch am bes-
ten platzierten. Die monetäre Förderung soll zum Teil neu
ausgerichtet werden, dienstleistende Infrastruktur soll aus-
gebaut werden, und gemeinsam mit der Wirtschaft wollen
wir die Arbeitswelt familienbewusster gestalten. So wer-
den wir dem vom 7. Familienbericht für notwendig erach-
teten Mix mit Optionen gerecht. Perspektivisch sollte es
dann in vorderer Linie um eine neue Gestaltung von Fami-
lienphasen im Lebensverlauf gehen.
Familien brauchen Einkommen
Immer, wenn es um Familie geht, wird auch über Armut ge-
sprochen. Von mindestens 1,5 Mill. Kindern in Armut ist die
Rede. Armut wird bei diesen Angaben rein materiell defi-
niert und ist eine relative Größe. Familie haben macht nicht
arm. Ursachen und Verstärker von Armut sind fehlende Bil-
dung, Arbeitslosigkeit, menschliches Unvermögen und ge-
legentlich auch falsche politische Anreize. Eine frühe För-
derung der Kinder und präzise Geldleistungen wie der Kin-
derzuschlag helfen, Armutskarrieren zu durchbrechen. Fa-
milienberatung und -bildung müssen denjenigen gezielt hel-
fen, denen wichtige Alltagskompetenzen fehlen. Das Eltern-
geld wird Familienarmut reduzieren, denn insbesondere Al-
leinerziehende und Geringverdiener profitieren davon.
Familienbericht wie Koalitionsvertrag geben der Bundesre-
gierung auf, das Gesamttableau der Familienförderung, Zie-
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le und Wirkungen zu sichten und zu prüfen. Sicher wird dis-
kutiert werden, ob Regeln des Sozial- und Steuerrechts zu
ändern sind, die Eltern gegenüber Kinderlosen benachteili-
gen. Übersichtlicher und wirksamer sollen die staatlichen Fa-
milienleistungen werden. Über Effektivität und Verteilungs-
wirkungen liegen bislang kaum präzise Erkenntnisse vor. Das
derzeitige Gesamtvolumen der öffentlichen Leistungen dürf-
te eine annähernd hälftige und damit akzeptable Teilung der
Kinderkosten zwischen Staat und Familien ermöglichen. Im
4. Quartal 2006 wollen wir vorläufige Eckpunkte vorlegen. 
Der erste Schritt der Umorientierung ist das Elterngeld, das
zum Januar 2007 eingeführt wird. In allen skandinavischen
Ländern, aber auch zum Beispiel in Kanada hat sich das
Elterngeld so bewährt, dass sich laut einer neuen Studie des
Europarates immer mehr Länder ebenfalls für diesen Weg
interessieren und entscheiden. Das einkommensabhängige
Elterngeld mildert in Zukunft Einkommenseinbrüche ab. Es
nimmt die Angst vor ökonomischen Schwierigkeiten unmit-
telbar nach der Geburt des Kindes, und es verhindert bei
gering verdienenden Eltern das Abrutschen in die Abhän-
gigkeit von Transferleistungen mit all ihren Folgen. Es sichert
wirtschaftliche Selbständigkeit beider Partner und hono-
riert Erziehungsleistungen. Männer bekommen verbesser-
te Möglichkeiten, aktive Väter zu sein. Der Elternteil, der
das Kind im ersten Lebensjahr des Kindes maßgeblich be-
treuen wird, erhält 67% des vorherigen Nettoerwerbsein-
kommens bis zu einer Höchstgrenze von 1 800 €. Eltern
mit geringem Einkommen erhalten ein Mindestelterngeld. 
Familien brauchen Infrastrukturen
Was folgt nach dem Elterngeld, am Ende des ersten Le-
bensjahres? Wir wissen, was die Mehrheit der Eltern be-
vorzugt: Vater in Vollzeit, Mutter in Teilzeit. Wie soll in dieser
Phase unterstützt werden? Impulse neuer Familienförderung
enthält das milliardenschwere Paket »Wachstum und Be-
schäftigung«. Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten wa-
ren bisher zu 1 500 € absetzbar, künftig sind es bis zu 4000€
pro Jahr und pro Kind. Mit diesem Konzept erreichen wir im-
merhin 10% aller Familien und schaffen bis zu 60 000 neue
Jobs in Kitas oder Privathaushalten. Die neuen Regelun-
gen ermöglichen es, Dienstleistungen um den Haushalt steu-
erlich abzusetzen und stärken den Anreiz, entsprechende
Dienstleistungen legal in Anspruch zu nehmen. Eine neue
Generation flexibler Dienstleistungen hat das Potential für
zusätzliches Wachstum, schafft Arbeitsplätze und kann er-
werbstätige Familien entlasten – auch im Hinblick auf älte-
re Angehörige. 
Lange Zeit war es in Deutschland sehr umstritten, ob eine
Kinderbetreuung für die unter 3-Jährigen, insbesondere
ganztags, angeboten werden soll. Der Bildungswert für die
Kinder ist mittlerweile akzeptiert, viele Vorbehalte konnten
entkräftet werden. Geblieben ist bis auf weiteres ein gewal-
tiger Rückstand im Vergleich zur Mehrzahl der für uns maß-
geblichen Länder. Seit Januar 2005 gibt es ein Gesetz zum
Ausbau von Infrastruktur und Qualität, das sog. TAG. Es soll,
mitfinanziert vom Bund, bis zum Jahr 2010 ein bedarfsge-
rechtes Angebot sichern. Die Bundesregierung hat sich ver-
pflichtet, dem Bundestag jedes Jahr einen Bericht zum Stand
des Ausbaus vorzulegen. Sollte sich 2008 herausstellen,
dass mehr als 10% der Gemeinden das angestrebte Ziel zu
verfehlen droht, ist die Ausweitung des Rechtsanspruches
auf einen Kita-Platz auf das 2. Lebensjahr möglich. Die kon-
krete Ausgestaltung der neuen Infrastruktur, die Kinder för-
dert und Familien unterstützt, ist Angelegenheit der Länder
und der Kommunen. Das Familienministerium des Bundes
kann und will angemessen helfen. Mit einem Aktionspro-
gramm für niederschwellige Mehrgenerationenhäuser, ins-
besondere werden wir verstärkt Angebote kombinieren, die
Eltern in der Erziehung beraten, Generationenbeziehungen
aktivieren und Kinder früh fördern. In Finnland ist ein schö-
nes Motto geprägt worden: »Wir wollen kein Kind zurück-
lassen!« Gemeint sind damit gezielte Hilfen in besonderen
Situationen, früh genug, um Erziehungskatastrophen zu ver-
hindern. Im Koalitionsvertrag ist ein neuer Schwerpunkt ver-
einbart: Frühe Hilfen für sozial oder gesundheitlich gefähr-
dete Kinder insbesondere in den ersten drei Lebensjahren. 
Familien brauchen Zeit
Das Interesse an einer frühen Förderung der Kinder hat man-
che in der deutschen Wirtschaft veranlasst, sich dem »wei-
chen« Thema Familie zu nähern. Die um sich greifende Ein-
sicht über makroökonomische Konsequenzen des Gebur-
tenrückgangs beschleunigt die aktive Zuwendung. Wirt-
schaftsinstitute und Sachverständige haben nachgewiesen,
dass und wie Familienfreundlichkeit in erheblichem Maße die
Wertschöpfungs- und Wirtschaftskraft erhöht. Es geht um
große Milliardenbeträge, um die unser Bruttoinlandsprodukt
wachsen könnte. Der neue Charme der Familie ist zu Recht
in weiten Teilen ein ökonomischer.
Positive Effekte entstehen nicht nur durch staatliche Maß-
nahmen. Wenn ein Unternehmen Geld in Familienfreundlich-
keit investiert, erhält es eine Gegenleistung, die in der Re-
gel höher ist als die Investition. Eine Rendite von bis zu 25%
können Unternehmen aller Größen erzielen, durch
– Vorteile im Wettbewerb um Personal,
– höhere Motivation und Zufriedenheit, 
– deutliche geringere Fehlzeiten sowie 
– steigende Qualität der Arbeit.
Die Unternehmen haben eine Schlüsselrolle in der Zeitpoli-
tik für Familien. Es gibt viel, was getan werden kann, und
es wird zunehmend getan: Besserer Service für Familien,
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vor allem bei der Kinderbetreuung, flexible Arbeitszeiten, mo-
biles Arbeiten, flexible Vergütungsmodelle, Einführung von
Sabaticals. Derartige unternehmerische Maßnahmen geben
Familien Raum und Zeit für Erziehung und Partnerschaft,
Fürsorge und Lebensglück. Als tatsächlich strategisches
Thema, mit Priorität für Unternehmenskultur, für Personal-
entwicklung ist Familienbewusstheit allerdings immer noch
unterentwickelt. Wir haben im Januar das Unternehmens-
programm »Erfolgsfaktor Familie« gestartet. Familienfreund-
lichkeit soll ein Markenzeichen der deutschen Wirtschaft wer-
den. Innerhalb eines Jahres soll als erster Schritt ein Kreis
von 1 000 engagierten Unternehmen gewonnen werden, die
sich in einer Charta ausweisen. Ein ganzer Fächer alltags-
naher, betriebswirtschaftlich durchgerechneter Module wird
im Auftrag des BMFSFJ aufbereitet.
Allianzen für Familie
Kommunen und Wirtschaft, Verbände und Gewerkschaften,
Kirchen und Stiftungen kooperieren mit dem BMFSFJ und
engagieren sich in neuartiger Weise mit Selbstverpflichtun-
gen. Im September 2006 wird es ein erstes europäisches
Benchmarking zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ge-
ben. Wir werden weitere harte Argumente zum Thema
»Wachstumsdividende Familie« im November 2006 präsen-
tieren. Zum zweiten Mal wird mit einem Monitor die Famili-
enfreundlichkeit der Unternehmen repräsentativ untersucht
und im Dezember 2006 vorgestellt. 
Woraus das viel beschworene familienfreundliche
»Klima“«bestehen kann, entschlüsselte im Januar 2005 erst-
mals flächendeckend der Familienatlas. Charakterisiert wur-
den alle 439 Kreise und kreisfreien Städte anhand statisti-
scher Maßzahlen hinsichtlich der Bedingungen, die sie Fa-
milien bieten. Jede Region bzw. Kommune verzeichnete im
Ergebnis sowohl Defizite als auch Potentiale und damit je-
weils spezifische Möglichkeiten, sich familienfreundlich und
in der Folge wachstumsorientiert zu entwickeln. In vielen Fäl-
len wurde der Familienatlas als Anlass genommen, ein Lo-
kales Bündnis zu gründen. Lokale Bündnisse gibt es heute
überall: in armen und reichen Regionen, in kleinen und gro-
ßen Orten. Die ersten Nachbarländer, Österreich und
Schweiz, folgen unserem Vorbild. Mittlerweile gibt es 300
Bündnisse, an 230 weiteren Standorten werden Gründun-
gen vorbereitet. Neuartig ist das große Engagement von Un-
ternehmen und Kammern sowie wachsende Mitarbeit von
Gewerkschaften und Betriebsräten. Die familienpolitische
Landkarte verändert sich damit Schritt für Schritt. Es ist nicht
zuletzt diese zivilgesellschaftliche Dimension der neuen Fa-
milienpolitik, das Verständnis von gemeinsamer Verantwor-
tung und die Bereitschaft zum gemeinsamen Handeln, was
ihre Qualität und Modernität ausmacht.
Viersäulenmodell zur Modernisierung
der Familienpolitik
Welches wäre die beste Familienpolitik für unser Land? Die
Frage ist schwer zu beantworten, denn die Effekte von steu-
erlichen oder sozialpolitischen Maßnahmen lassen sich kaum
vorhersagen. Es steht jedoch außer Zweifel, dass die bun-
desdeutsche Familienpolitik der letzten Jahrzehnte unzu-
reichend war. Wie sonst ließe sich erklären, dass die Kinder-
zahlen je Frau seit über 30 Jahren unabhängig von Regie-
rungskonstellationen und wirtschaftlicher Verfassung na-
hezu unverändert auf dem heutigen, im weltweiten Maßstab
ungewöhnlich niedrigen Niveau verharren, und dieses deut-
lich unter der Wunschkinderzahl der Menschen liegt. 
Mangels Vorhersagbarkeit müssen wir einen Blick über die
Grenzen werfen, in andere, im wirtschaftlichen und sozia-
len Entwicklungsstand vergleichbare Länder Westeuropas.
Dort liegen die Kinderzahlen je Frau entweder höher oder
aber noch niedriger. Westeuropaweit variiert die Fertilität um
bis zu 50%. Eine Differenz, die sich (auch) durch eine unter-
schiedliche Familienpolitik und durch unterschiedliche so-
zioökonomische Bedingungen erklären lässt. 
Interessanterweise stellt der Vergleich ein paar landläufige
Annahmen auf den Kopf. So sind es tendenziell nicht etwa
die ärmeren Länder (wie Spanien, Italien oder Deutschland),
sondern die reichen (wie Irland, Norwegen und Island), al-
so jene mit dem höchsten Bruttoinlandsprodukt pro Kopf,
in denen am meisten Kinder pro Frau geboren werden. Nicht
die Länder, in denen ein traditionelles Frauen- und Famili-
enbild vorherrscht, sondern jene, in denen die Gleichstel-
lung der Geschlechter am weitesten fortgeschritten ist, wei-
sen die höchste Fertilität auf. So korrelieren eine hohe Er-
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werbstätigkeit von Frauen1 und ein gutes Betreuungsange-
bot für Kleinkinder mit hohen Kinderzahlen, während hohe
Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen
und ein hohes Ungleichgewicht im Ausmaß der Arbeitslo-
sigkeit mit niedrigen Kinderzahlen einhergehen. Die Sum-
me der Sozialausgaben für Familie und Kinder hat demge-
genüber einen vergleichsweise geringen Einfluss auf das
Ausmaß der Familiengründung.2
Was lässt sich daraus lernen? Dass Familienpolitik wirkt,
wenn sie an der richtigen Stelle einsetzt. Dass sich die Fa-
milienpolitik an diese veränderten Lebenswirklichkeiten an-
passen muss. Und dass ein politisch forciertes Zurück zu
alten Familienverhältnissen mit einem männlichen Alleinver-
diener und der Frau am Herd mit Sicherheit nicht zu höhe-
ren Kinderzahlen führen würde. 
Hintergrund der veränderten gesellschaftlichen Rolle der
Frau ist die Bildungsrevolution der sechziger Jahre, die ge-
nerell breiteren Bevölkerungsschichten Zugang zu höherer
Bildung ermöglicht hat. Junge Frauen haben davon bis heu-
te stärker profitiert als Männer. Sie sind nicht nur zahlenmä-
ßig häufiger an Gymnasien und Universitäten vertreten, son-
dern weisen mittlerweile auch bessere Ergebnisse vor. In-
sofern ist es kaum verwunderlich (und ökonomisch auch
sinnvoll), dass sie mit dieser Bildung etwas anfangen wol-
len, nämlich einem möglichst anspruchsvollen Beruf nach-
gehen. Sie tun dies auch um sich und ihre Kinder im Falle
einer Trennung vom Partner vor sozialem Abstieg und Ar-
mut zu schützen. Insgesamt leisten Frauen in vielen Wirt-
schaftsbereichen längst einen unverzichtbaren ökonomi-
schen Beitrag. Schulen, Krankenhäuser, der gesamte Dienst-
leitungs- und Forschungsbereich wären ohne Frauen nicht
mehr zu betreiben. Gleichzeitig wollen junge Frauen aber
mehrheitlich auch eine Familie gründen. Folglich liegen in
jenen Staaten die Kinderzahlen niedrig, in denen berufliche
Ambitionen mit dem Wunsch nach Familie kollidieren. Frau-
en entscheiden sich in Deutschland immer öfter für eine Kar-
riere – unter anderem, weil die beiden Ansprüche schwer
zu vereinbaren sind.
Maßnahmen für eine moderne Familienpolitik
Der Staat muss im Rahmen seiner Vorsorgepflicht reagie-
ren, denn Kinder sind von übergeordnetem gesellschaftli-
chem Interesse und im Sinne einer sozial nachhaltigen Ent-
wicklung zu fördern, auch wenn die Politik in Deutschland
lange nicht dieser Auffassung war. Zu empfehlen wäre des-
halb ein Viersäulenmodell zur Modernisierung der deutschen
Familienpolitik.
Erstens sollte es Frauen und Männern erleichtert werden,
Familien- und Berufsleben parallel zu führen. Dazu gehören,
nach dem Vorbild anderer Länder, kostenlose Betreuungs-
möglichkeiten für Kinder, ganztägig möglichst ab dem zwei-
ten Lebensjahr. Dazu gehört auch ein besser qualifiziertes Per-
sonal, das die Betreuung nach neusten Erkenntnissen der
Frühpädagogik gewährleistet und in dem frühen und wich-
tigsten aller Lernfenster die Grundlagen zu Sprachfähigkeit
und Wissenserwerb legt. Anzuraten wäre ein verbindliches
Vorschuljahr (nach holländischem Modell), in dem Kinder nicht
verwahrt, sondern bereits ihren Fähigkeiten gemäß gebildet
werden. Die PISA-Studie belegt, dass in kaum einem Indus-
trieland die Bildungskarriere der Kinder so stark von der so-
zialen Herkunft der Eltern bestimmt wird. Das Vorschuljahr
könnte diese Chancenungleichheit beseitigen helfen. Es wür-
de beispielsweise Migrantenkindern jene sprachlichen Fähig-
keiten vermitteln, die Voraussetzung dafür sind, überhaupt
aktiv an dem Schulunterricht teilnehmen zu können. 
Zweitens sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, mit de-
nen sich der Druck auf Menschen im Alter von 25 bis 40Jah-
ren reduzieren lässt. In dieser heißen Phase des Lebens kon-
kurrieren Ende der Ausbildung, Einstieg ins Berufsleben, ers-
tes Profilieren im Beruf unter unsicheren Arbeitsplatzbedin-
gungen, Partnerfindung und Familiengründung um die rare
Ressource Zeit. Gerade für Frauen ist das Zeitfenster für
Nachwuchs aus biologischen Gründen begrenzt. Hinzu
kommt eine Unsicherheit im Erwerbsleben, die dadurch ent-
steht, dass die geburtenstarken Jährgänge der in den fünf-
ziger und sechziger Jahren Geborenen häufig die gut be-
zahlten Jobs blockieren. Unsicherheit ist aber soziales Gift
für eine Generation, die jetzt Kinder bekommen sollte. 
Um die heiße Phase abzukühlen und das zeitliche Fenster
zur Familiengründung zu vergrößern, sind kürzere Ausbil-
dungszeiten genauso sinnvoll wie Maßnahmen, die zu ei-
nem früheren Abkoppeln der Jugendlichen von ihrem Eltern-
haus führen. Deutschland gehört zu jenen Ländern, in de-
nen junge Männer besonders lange im »Hotel Mama« woh-
nen bleiben. Dies unterbindet die Selbständigkeit, untergräbt
den Bindungswillen von Männern, lähmt das Verantwor-
tungsbewusstsein und verringert damit die Wahrschein-
lichkeit für die Gründung von Familien.3 Das skandinavi-
sche Beispiel zeigt, dass Arbeitslosengeld oder Bafög, das
an junge Menschen nur dann im vollen Umfang bezahlt wird,
wenn sie nicht bei ihren Eltern wohnen, dazu beiträgt, dass
sie früher von zuhause ausziehen. Beispiel Skandinavien:
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Dort erhalten junge Menschen Arbeitslosenhilfe oder Bafög
nur dann in vollem Umfang bezahlt, wenn sie nicht bei ih-
ren Eltern wohnen. Das trägt dazu bei, dass sie früher von
zu Hause ausziehen. In diesen Ländern endet auch die Für-
sorgepflicht der Eltern früher als hierzulande, was ebenfalls
dazu führt, dass die jungen Menschen in jüngeren Jahren
lernen, auf eigenen Beinen zu stehen. 
Kinder passen schlecht in diese heiße Phase des Lebens.
Sie lassen sich nur schwer in das verfügbare Zeitbudget
berufstätiger Eltern einpassen, insbesondere dann, wenn
diese in Berufen der modernen Dienstleistungsbranchen tä-
tig sind, die eine hohe Mobilität und Zeitflexibilität erfordern.
Außerhalb des direkten Einflussbereichs der Politik sollten
deshalb Unternehmen flexible Arbeitszeiten für Frauen und
Männer anbieten und weniger Flexibilität fordern. Erste Er-
fahrungen zeigen, dass sich damit die Motivation der Mit-
arbeiter erhöhen und der Krankenstand senken lässt, sich
familienpolitisches Engagement somit auch direkt in wirt-
schaftlichen Nutzen umsetzen lässt. Eine familienfreundli-
che Arbeitswelt sollten sich auch die Gewerkschaften auf
die Fahnen schreiben, die dem demographischen Wandel
bisher mit bemerkenswerter Ignoranz begegnen. 
Drittens ist eine finanzielle Gleichstellung von Familien ge-
genüber Kinderlosen anzustreben, was zunächst einmal
eine Frage der sozialen Gerechtigkeit ist. Die wirtschaftli-
che Lage von Familien hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten im Vergleich zu Kinderlosen stetig verschlechtert.
Derzeit sind Eltern im Alter schlechter gestellt als Kinderlo-
se, weil sie Ausfälle im Erwerbsleben – und damit auch Ein-
zahlungsmöglichkeiten in die staatliche wie in die private Vor-
sorge – zu verkraften haben, dieses Defizit aber später nicht
kompensiert wird. Das Aufziehen von Kindern verschafft der
Allgemeinheit einen kollektiven ökonomischen Nutzen, weil
Kindern, Konsumenten sind, einmal und später Produzen-
ten, Denker und Erfinder und Einzahler in die Steuer- und
Sozialsysteme werden. 
Der Soziologe Franz-Xaver Kaufmann spricht in diesem Zu-
sammenhang von einer verteilungspolitischen Perversität.
Deshalb ist es auch nicht korrekt, bei Kinder- und Eltern-
geld oder bei beitragsfreien Kindergärten von Subventio-
nen zu sprechen. In diesem Fall müssten auch Schulen als
Subventionen für Kinder definiert werden – in Wirklichkeit
sind sie aber Investitionen in eine gesamtgesellschaftliche
Zukunft. Ökonomisch gesehen müsste man den Gemein-
wesen-Nutzen von Kindern eher als Subvention für Kinder-
lose einstufen. Wenn sich Eltern um ihre Kinder kümmern,
ist ihre Erwerbsbeteiligung zwangsläufig geringer als die
der Restbevölkerung. Und dafür brauchen Familien einen
Ausgleich. Das jüngst verabschiedete Elterngeld ist dem-
nach ein erster Schritt in die richtige Richtung, denn es er-
möglicht Vätern wie Müttern ohne massive finanzielle Ein-
bußen mehr Zeit für das Projekt Familie aufzuwenden. Es
drängt zudem Väter (ein klein wenig), einen Beitrag zu die-
sem Projekt zu leisten. Dies ist besonders wichtig, weil in
einer erwerbsorientierten Gesellschaft nur durch eine Rol-
lenveränderung der Männer ein familienfreundlicheres Um-
feld zu erzeugen ist. Denn Frauen stoßen zwangsläufig an
die Grenze ihrer Kapazitäten, wenn sie bei gleichen ökono-
mischen Verpflichtungen auch noch die volle Belastung durch
Kinder zu tragen haben. 
Des Weiteren wäre das Ehegattensplitting durch ein Fami-
liensplitting wie in Frankreich zu ersetzen. Ersteres fördert
die volkswirtschaftlich unsinnige Berufsuntätigkeit vor al-
lem qualifizierter verheirateter Frauen und benachteiligt Fa-
milien, in denen beide Elternteile einem Gelderwerb nach-
gehen. Das Familiensplitting hingegen ermittelt die Steuer-
last eines Haushaltes auf Basis der Anzahl der dort leben-
den Familienmitglieder. 
Viertens brauchen wir dringend ein gesamtgesellschaftliches
Bekenntnis zu Kindern. Für eine steigende Zahl von Men-
schen ist es mittlerweile normal, ein Leben ohne Kinder zu
führen. Kindern kommt zunehmend das Gefühl für Geschwis-
ter, für Tanten und Onkel, für Cousinen und Cousins ab-
handen. Der Gemeinschaft geht damit eine soziale Erfah-
rung verloren, von der man historisch nicht weiß, wie und
ob man sie so einfach wiedergewinnen kann. Kinder soll-
ten deshalb so schnell wie möglich wieder ein ganz norma-
ler Bestandteil des Lebens werden. Das politische Bekennt-
nis, das von klar erkennbaren und wirkungsvollen Maßnah-
men unterfüttert werden sollte, muss zu einer parteiüber-
greifenden Verlässlichkeit führen, damit sich Familien unab-
hängig von Regierungslaunen langfristig auf diese neuen
Rahmenbedingungen einstellen können. Der Erfolg der fran-
zösischen Familienpolitik beruht nicht zuletzt darauf, dass
sie seit fast einem Jahrhundert konsequent eine klare Linie
durchhält und damit auch die Mentalität der Bürger und ein
selbstverständliches Bekenntnis aller Gesellschaftsschich-
ten zu Kindern prägt. 
All diese Maßnahmen werden – keine Frage – Geld kosten.
Familienpolitik ist keine kosmetische Maßnahme, um ei-
nem kurzlebigen Trend zu folgen oder Wählerstimmen zu er-
heischen. Familienpolitik sollte wegen der langen Vorlaufzeit
demographischer Prozesse langfristig orientiert und nach-
haltig sein. Der Staat und die Unternehmen sind zu solchem
Handeln durchaus in der Lage. Kapitalintensive Langfristin-
vestitionen wie Kraftwerke, Trinkwassersysteme oder Klär-
anlagen werden mit einem Horizont von wenigstens vier
Jahrzehnten geplant. Für die wichtigste aller Zukunftsin-
vestitionen – für Kinder – sollte man nicht weniger Weitsicht
aufwenden.
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Familienpolitik: Förderung von Familien
– vorhandene Mittel gezielter einsetzen
Bertram Wiest und Stefan Schaible*
Familienpolitik ist in dieser Legislaturperiode ins Zentrum der
politischen Agenda gerückt. Die kontrovers diskutierte steu-
erliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuung und die Einführung
des Elterngelds setzen angesichts anhaltend niedriger Gebur-
tenraten neue Akzente in der Familienpolitik. Über das Ziel ei-
ner verbesserten Familienfreundlichkeit herrscht weitgehende
Einigkeit, um das richtige Konzept wird noch gerungen. 
Eines ist durch die Diskussion der letzten Zeit klar gewor-
den – oder sollte es zumindest: Familienfreundlichkeit ist
eine zentrale Voraussetzung für Wachstum und Wettbe-
werbsfähigkeit. Familienpolitik hat somit eine wirtschaftspo-
litische Dimension. Warum?
Demographische Entwicklung und 
Wachstumspotentiale
Ausgangspunkt ist die demographische Entwicklung. In ei-
nem (gar nicht so sehr) Worst-Case-Szenario werden wir an-
gesichts der geringen Geburtenentwicklung in Deutschland
im Jahr 2040 rund 15 Mill. Arbeitskräfte weniger haben als
heute, also: Von etwa 45 Mill. Erwerbstätigen heute werden
wir auf nur noch 30 Mill. schrumpfen. Die volkswirtschaftli-
che Dimension der demographischen Entwicklung wird im-
mer noch unterschätzt, denn es gibt eine klare makroöko-
nomische Konsequenz des Geburtenrückgangs: Unser
Wachstum wird nicht nur durch Kapitalinput und technolo-
gischen Fortschritt bestimmt, sondern auch durch das Ar-
beitskräftepotential. Weniger Arbeitskräfte heißt weniger
volkswirtschaftliches Wachstum. Im schlimmsten Fall wird
das Wachstumspotential unserer Volkswirtschaft in den
nächsten Jahrzehnten durchschnittlich nur noch bei knapp
0,5% liegen, wobei auch Jahre mit Negativwachstum darun-
ter sein werden. Wenn nichts Entscheidendes verändert wird,
sind also Wachstumsraten absehbar, die noch deutlich un-
ter den bereits mageren Zahlen der letzten Jahre liegen. 
Die demographische Entwicklung schränkt die Gestaltungs-
fähigkeit des Staates ein. Der Sachverständigenrat weist auf
eine Tragfähigkeitslücke der öffentlichen Haushalte von 331%
gemessen am Bruttoinlandsprodukt von 2002 hin – dabei
werden auch die versteckten Belastungen durch künftige
Rentenzahlungen mitgezählt.
Das bisherige Finanzierungsprinzip des Umlagesystems in
den Sozialversicherungen gerät durch die alternde Bevöl-
kerung unter Druck. Betroffen sind Renten, Pflege- und Kran-
kenversicherung gleichermaßen: Immer weniger Beitrags-
zahler finanzieren immer mehr Leistungsempfänger über
einen längeren Zeitraum. Hohe Abgabenquoten zur Finan-
zierung der Sozialversicherungen und Staatsschuld wirken
sich negativ auf die Anreize für Erwerbsarbeit und unterneh-
merisches Handeln aus – und damit wiederum auch auf das
Wachstumspotential. 
Aufgaben der Familienpolitik
Bleibt alles, wie es ist, werden also wesentliche Eckpfeiler
unserer Wirtschafts- und Sozialordnung durch die demo-
graphische Entwicklung in Frage gestellt werden. Was heißt
das für die Familienpolitik? Familienpolitik muss auf eine Er-
höhung der Geburtenraten einerseits und eine bessere Aus-
schöpfung bestehender Erwerbspotentiale durch die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie andererseits abzielen. 
Wird in Deutschland hierbei häufig noch von einem Ziel-
konflikt ausgegangen, zeigt ein Blick ins Ausland, dass sich
beide Zielsetzungen vereinbaren lassen. So lässt sich bspw.
ein positiver Zusammenhang zwischen der Frauenerwerbs-
quote und dem Anteil der unter Dreijährigen zeigen, für die
es staatliche oder private Betreuungsangebote gibt. In Län-
dern wie Schweden, USA, Dänemark, in denen ein umfang-
reiches Angebot existiert, arbeiten deutlich mehr Frauen
als in Deutschland. Und natürlich – was strategisch noch
wichtiger und andererseits auch völlig logisch ist – haben
diese Länder auch eine höhere Geburtenrate. 
Sollen die Rahmenbedingungen für Familien verbessert wer-
den, darf Familienpolitik weder an den Ressortgrenzen noch
bei der Bundespolitik halt machen. Steuer- und Arbeitsmarkt-
politik sind bspw. genauso auf ihre familienpolitischen An-
reizwirkungen hin zu untersuchen wie die Familienfreund-
lichkeit von Ladenöffnungszeiten, die Verfügbarkeit von Kin-
derbetreuungsplätzen und Unterrichtszeiten in den Schu-
len. Abgaben und staatliche Leistungen sowie ordnungs-
rechtliche Rahmenbedingungen sind im Hinblick auf ihren
Beitrag zur Zielerreichung, d.h. zur Erhöhung der Gebur-
tenraten und der besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf auf den Prüfstand zu stellen. 
Während die Bundesregierung in einer Antwort auf eine klei-
ne Bundestagsanfrage die Leistungen für Familien auf fast
100 Mrd. € beziffert hat, kommt das Institut für Weltwirt-
schaft in einer aktuellen Untersuchung auf ein Finanzvolu-
men in Höhe von brutto 240 Mrd. € und damit knapp 11%
des Bruttoinlandprodukts. Ursache für die Abweichungen
sind unterschiedliche methodische Abgrenzungen wie z.B.
die Berücksichtigung der Ausgaben für den kostenlosen
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Schulbesuch oder der familienpolitischen Leistungen der
Sozialversicherungsträger. 
Mangel an zielgerichtetem Mitteleinsatz
Angesichts von knapp 100 Kategorien an familienpolitischen
Maßnahmen kommt das Institut für Weltwirtschaft zu dem
Schluss, dass ein »beinahe undurchschaubarer Flickentep-
pich von Leistungen mit letztlich nicht geklärten Gesamt-
wirkungen im Hinblick auf die Ziele der Familienpolitik« vor-
herrscht. Es mangelt also nicht an Geld, sondern am ziel-
gerichteten Mitteleinsatz. Die vom Ministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend geplante Evaluation aller fa-
milienpolitischen Maßnahmen im Hinblick auf Mitteleinsatz
und Wirkeffekte scheint daher dringend geboten, um im ers-
ten Schritt eine transparente Entscheidungsbasis für fami-
lienpolitisches Handeln zu schaffen. Die Tatsache, dass
Deutschland bei Geburtenraten und Kinderwunsch der un-
ter 25-Jährigen, aber auch bei der Beschäftigungsquote von
Frauen bestenfalls zum europäischen Mittelfeld zählt, ver-
deutlicht den Optimierungsbedarf.
Die Neuausrichtung der Familienpolitik sollte sich an festen
Eckpfeilern orientieren, um den zielgerichteten Mittelein-
satz zu gewährleisten: 
Ansatzpunkt 1: 
Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern
Organisierte Kinderbetreuung ist elementar für Mütter und
Väter, wollen sie eine Beschäftigung aufnehmen bzw. ihre
Beschäftigung ausweiten. Hierbei ist in Deutschland insbe-
sondere an zwei Punkten anzusetzen: Einerseits muss das
Betreuungsangebot für unter Dreijährige quantitativ erwei-
tert werden. Andererseits sind bei den unter Dreijährigen und
den Drei- bis Sechsjährigen die Betreuungszeiten erheblich
auszuweiten. Ob dies – in Form öffentlicher Betreuungsan-
gebote oder über die Stärkung von Familien in Bezug auf
den Einkauf privater Dienstleistungen – geschieht, ist hier-
bei von untergeordneter Bedeutung.
Auch die Unternehmen sind gefordert und entsprechend
zu mobilisieren. 72% der Manager (Umfrage Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft, Februar 2005) sagen, dass Verein-
barkeit von Familie und Beruf unverzichtbar für das Wirt-
schaftswachstum ist. Noch zu wenige haben jedoch gehan-
delt und erkannt, dass sich entsprechende Maßnahmen
auch betriebswirtschaftlich rechnen und die Wachstums-
und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen angesichts des
demographischen Wandels sichern helfen:
– Bessere Produkte setzen bessere Ideen und höhere Qua-
lität voraus und Mitarbeiter, die nicht zwischen Beruf und
Familie zerrieben werden, sind innovativer und arbeiten
sorgfältiger. Immerhin sieben von zehn familienfreundli-
chen Unternehmen berichten von einer Steigerung der
Arbeitsqualität. 
– Höhere Produktivität basiert unter anderem auf kürzeren
Fehlzeiten, dem Erhalt von kritischem Know how und hö-
herer Zufriedenheit am Arbeitsplatz. Wenn Unterneh-
men beispielsweise Notfallbetreuungsplätze für Kinder
anbieten, verringert das die jährlichen Fehlzeiten eines
Beschäftigten mit Kindern empirisch um rund 1,5 Tage
(Prognos AG 2003). 86% der familienfreundlichen Un-
ternehmen vermelden steigende Motivation und Zufrie-
denheit der Mitarbeiter. 
– Und höhere Attraktivität: Familienfreundliche Maßnahmen
machen die Unternehmen attraktiver – auf dem Recrui-
ting-Markt, aber auch in der Gesellschaft und damit auch
bei den Kunden. Das Zertifikat »Beruf und Familie« der
Hertie-Stiftung wird zunehmend zu einem Differenzie-
rungsfaktor auf dem Bewerbermarkt. 89% der als famili-
enfreundlich ausgezeichneten Unternehmen verzeichnen
Vorteile im Wettbewerb um qualifiziertes Fachpersonal.
Daher sind die Aktivitäten, mit Unternehmen flexible Arbeits-
zeitmodelle, bessere Wiedereinstiegsmöglichkeiten etc. zu
vereinbaren (Lokale Bündnisse, Audit Beruf&Familie), forciert
voranzutreiben, weil diese der Vernichtung von Humanka-
pital insbesondere bei Frauen entgegenwirken. 
Ansatzpunkt 2: 
Die Prioritäten bei den staatlichen Sach- und 
Barleistungen neu setzen
Angesichts des vergleichsweise hohen finanziellen Transfer-
volumens zugunsten von Familien in Deutschland besteht
erheblicher Spielraum, Familien auch ohne Mehraufwendun-
gen zielgerecht zu unterstützen. Dies umfasst unter ande-
rem folgende Elemente:
– Die Förderung von Erstkindern zu drei und mehr Kin-
dern verlagern.
– Transfermittel stärker an die tatsächliche Nutzung für den
Zukauf familienunterstützender Dienstleistungen binden.
– Die Integration von Kindern mit Sprachproblemen u.a.
frühzeitig verbessern.
Beim wichtigen Transferfeld Kindergeld sind für diese Ziel-
setzung auch Änderungen der verfassungsrechtlichen
Grundlagen zu prüfen.
Ansatzpunkt 3: 
Das Prinzip einer lebenslangen Qualifizierung in allen 
Politikbereichen verankern
Das Ziel einer kontinuierlichen Erwerbsbeteiligung von Frau-
en und damit auch einer Qualifizierung »on the job« ist kon-
sequent zu verfolgen. Dies bedeutet, dass der Trend in
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Deutschland zu kürzeren Schul- und Ausbildungs-/Studien-
zeiten auch deshalb fortzusetzen ist, weil ein früherer Be-
rufseinstieg die Spielräume von Frauen erhöht, Beruf und
Familie zu verbinden. Um der Dequalifizierung durch lange
familienbedingte Auszeiten vorzubeugen, ist die Dauer des
Erziehungsurlaubs (36 Monate) zu verkürzen und die finan-
zielle Unterstützung für den kürzeren Zeitraum zu erhöhen.
Hier stellt das von der neuen Bundesregierung vorgeschla-
gene Elterngeld einen wichtigen Baustein dar. Dieses kann
dann seine Wirkung voll entfalten, wenn parallel der Erzie-
hungsurlaub auf den Bezugszeitraum des Elterngeldes zu-
rückgeführt wird.
Ansatzpunkt 4: 
Wirtschaftliche Anreize für ein »Unternehmen Familie« 
setzen
Ausgangspunkt der Überlegungen ist es, die Familie unter
einem anderen Blickwinkel als üblich zu betrachten, näm-
lich als »Unternehmen Familie«, welches einerseits über ein
bestimmtes Arbeitskräfteangebot und andererseits über ge-
wisses finanzielles Nachfragevolumen verfügt. Dabei stellt
sich die Frage, inwieweit durch von außen gesetzte Anrei-
ze das Verhältnis von Erwerbsarbeit zu Heimproduktion ver-
ändert werden kann. Erstens sollte die steuerliche Abzugs-
fähigkeit von familienunterstützenden Dienstleistungen von
der Steuerbemessungsgrundlage des »Unternehmens Fa-
milie« erweitert werden. Zweitens sollten die Sozialversiche-
rungsabgaben für Beschäftigte im Bereich familienunterstüt-
zender Dienstleistungen beim »Unternehmen Familie« etwa
um die Hälfte gesenkt werden. Hier können bestehende Re-
gelungen im Niedriglohnbereich (Jobs bis 800 €) weiter ent-
wickelt werden.
Die von der Bundesregierung beschlossene steuerliche Be-
rücksichtigung von Kinderbetreuungskosten stellt einen
wichtigen Einstieg zur Stärkung des Unternehmens Familie
dar. Bei der künftig erforderlichen Erweiterung ist jedoch dar-
auf zu achten, dass die Wirkung nicht durch Mitnahmeef-
fekte (wie die Absetzbarkeit ohnehin gezahlter Kindergar-
tenbeiträge insbesondere bei Einverdienerfamilien) gemin-
dert wird und gezielt die Förderung von Beschäftigung ins
Blickfeld rückt.
Ansatzpunkt 5: 
Maßnahmen dauerhaft etablieren und in ein offensives
Kommunikationskonzept einbetten
Für eine erfolgreiche Wende in der deutschen Familienpoli-
tik muss es Familien und insbesondere den Frauen ermög-
licht werden, dauerhaft ihr Ausbildungsverhalten und die Pla-
nung ihrer Erwerbsbiographien zu ändern. Denn nur so kön-
nen die in einer gemeinsamen Studie mit der Bosch Stif-
tung durch Roland Berger ermittelten Potentiale in einer Grö-
ßenordnung von 0,2 bis 0,4% BIP-Wachstum p.a. und bis
zu 60 000 Vollzeitarbeitsplätzen p.a. realisiert werden. Des-
halb müssen die Maßnahmen des Konzeptes als Gesamt-
paket ausgestaltet werden und die politischen Änderungen
als glaubwürdig und verlässlich gelten, um das erforderli-
che Vertrauen zu schaffen. Hierbei sollte die Reform in ein
offensives Kommunikationskonzept eingebettet werden, das
die Chance der Erwerbstätigkeit von Frauen in den Mittel-
punkt stellt. Die Erfahrungen mit dem so genannten Dienst-
mädchenprivileg, welches diese Faktoren nicht erfüllt hat,
haben gezeigt, dass ohne einen solchen ganzheitlichen An-
satz keine nachhaltigen Effekte zu erzielen sind.
Erfreulicherweise wird auf der politischen Ebene derzeit viel
getan, um die Bedingungen für Familien zu verbessern. Der
7. Familienbericht der Bundesregierung warnt jedoch vor zu
großen Erwartungen an die Familienpolitik, weil eine Fülle
persönlicher, kultureller und ökonomischer Gründe Bedeu-
tung für die Entscheidung zum Kind habe. Die Verbesse-
rung der Familienfreundlichkeit darf daher nicht allein der Fa-
milienpolitik aufgetragen, sondern muss auch als gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe verstanden werden.
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Entscheidungsfreiheit für Familie
Kopernikus lässt grüßen – 
ein Paradigmenwechsel in der Familienpolitik?
Selten stand die Familienpolitik stärker in der öffentlichen Dis-
kussion als im letzten Bundestagswahlkampf – und selten
herrschte ein vergleichbarer parteiübergreifender Konsens über
die wesentlichen Herausforderungen und Ziele. Leitgedanke
ist, dass Familienpolitik mit Blick auf den demographischen
Wandel auch für die Systeme der sozialen Sicherung, die öf-
fentlichen Haushalte und die Unternehmen relevant ist und
dass Deutschland hier im Vergleich schlecht abschneidet:
Bei Geburtenziffern wie bei Erwerbsquoten von Frauen nimmt
Deutschland unter den Industriestaaten einen der letzten Plät-
ze ein. Zudem steigt das Durchschnittsalter werdender Müt-
ter immer weiter an, das Zeitfenster zur Realisierung eines Kin-
derwunsches verkleinert sich. Heute liegt das Modusalter bei
rund 30 Jahren und damit um fünf Jahre höher als noch in den
sechziger Jahren (vgl. Prognos 2006, 103).
Bereits in den ersten 100 Tagen der großen Koalition stand
das Thema mit höchster Priorität auf der Agenda der Re-
gierung. Die Zielsetzungen einer modernen Familienpolitik
sind jedoch keineswegs unstrittig, wie die intensive Diskus-
sion um das Elterngeld und die dahinter stehenden unter-
schiedlichen Familienleitbilder verdeutlicht haben. Im vor-
liegenden Beitrag wird die Frage der angemessenen Aus-
gestaltung einer modernen Familienpolitik aus einer ord-
nungspolitischen Perspektive diskutiert.
Die Anforderungen – das 21. Jahrhundert und
seine Lebensmodelle
Die Arbeitswelt hat sich in den vergangenen Jahren drama-
tisch geändert. Die Wirtschaft im Übergang zur Wissensge-
sellschaft und die Internationalisierung der Märkte erfordern
ständige Innovationen und kürzere Produktzyklen. Der wirt-
schaftliche Erfolg von Unternehmen hängt immer stärker von
der Innovationsfähigkeit, Kreativität und Qualifikation der Be-
schäftigten ab. Arbeitsbedingungen, die hohe Flexibilität und
Mobilität erfordern, erhöhen den Druck auf verlässliche und
dauerhafte Sozialformationen. Gleichzeitig werden die Men-
schen im Zuge des gesellschaftlichen Trends der Individuali-
sierung mit einem immer komplexeren und aufwändiger zu or-
ganisierenden Alltag konfrontiert. In Folge dieser Entwicklun-
gen geht die Bedeutung herkömmlicher Partnerschaften und
Familien zurück, soziale Rollenbilder verschwimmen, und Bio-
graphien sind zunehmend von Unstetigkeit und Unsicherheit
geprägt. Eine geschlechtsspezifische Arbeitsteilung nach dem
traditionellen Modell eines männlichen Alleinverdieners und ei-
ner allenfalls in geringem Rahmen erwerbstätigen Hausfrau
steht – zumindest als Leitbild – nicht nur im Gegensatz zum
gesellschaftlichen Wertekonsens der Chancengleichheit, son-
dern ist bereits heute für viele Haushalte ökonomisch nicht
mehr tragbar (vgl. Steiner 2005; Seidel und Knittel 2004).
Aus den sich wandelnden Sozialstrukturen ergeben sich zwei
zentrale Fragenstellungen:
– Sind die Ziele der heutigen Familienpolitik (noch) ange-
messen? Inwieweit entsprechen sie dem Ideal einer frei-
heitlichen Grundordnung?
– Wie kann es gelingen, die Wünsche der Familien nach
Kindern und einem bestimmten Familienmodell mit der
Wirklichkeit in Einklang zu bringen?
Die Gießkanne für fragwürdige Ziele
Derzeit werden jährlich zwischen 160 bis 240 Mrd. € als
Transferleistungen an Familien weitergegeben.1Bezieht man
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diese Summe – stark vereinfacht – auf die Personen bis zum
18. Lebensjahr, entspricht dies einem Volumen von rund 
16 000 € pro Kopf und Jahr. Die Höhe dieser Leistungen
und die Vielzahl der eingesetzten Instrumente sollen hier
nicht thematisiert werden. Ihre Fülle zeigt jedoch die Prio-
rität für Familienpolitik bei gleichzeitig wenig fokussiertem
Zielkatalog.
Viele Jahre war das Familienbild geprägt durch den west-
deutschen Alleinverdienerhaushalt, in dem die Frau die Kin-
derbetreuung, der Mann die Sicherung der finanziellen Res-
sourcen der Familie übernahm. Bis heute liegt den Instru-
menten der Familienpolitik dieses Familienmodell zugrunde.
Als hervorstechendes Beispiel sei das Ehegattensplitting ge-
nannt. Vergleichsweise neu in der derzeitigen Diskussion
ist die Erweiterung um zwei Ziele der Familienpolitik, die mit
dem Schlagwort »Sicherung der gesetzlichen Rente« so-
wie dem diffusen Begriff der »sozialen Gerechtigkeit« um-
schreiben werden können. Ersteres bezieht sich auf eine Er-
höhung der Geburtenrate, Letzteres auf das Umfeld, in dem
Kinder leben sollen.
Die demographischen Argumente in der Familienpolitik
werden in der öffentlichen Diskussion oftmals auf die Fi-
nanzierungssicherung der umlagebasierten sozialen Si-
cherungssysteme und dabei insbesondere der gesetzli-
chen Rente reduziert.2 In der Tat ist die Funktionsfähig-
keit der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) in der be-
stehenden Form auf ein gesundes Verhältnis von Beitrags-
zahlern zu Leistungsempfängern angewiesen. Daraus ei-
ne Forderung nach »mehr Kindern« abzuleiten, erscheint
aus Sicht der GRV verständlich. Es ist jedoch die Frage
zu stellen, welche Verantwortung hierfür der einzelnen Fa-
milie zukommt. Darf die Familienpolitik dahingehend ein-
greifen, dass die Präferenzen der Familien in pronatalis-
tische Richtung verzerrt werden, um die Funktionsfähig-
keit der GRV aufrechtzuerhalten? In das Leitbild einer frei-
heitlichen Gesellschaftsordnung passt eine Zielsetzung
»Kinder für die Rente«3 nicht. Vielmehr kön-
nen Kinder nur ein individuelles Ziel, etwa
zur Bereicherung des Lebens darstellen.
Hier besteht zwar eine Zielharmonie mit den
Erfordernissen der GRV und anderen de-
mographierelevanten Größen, als originä-
res Ziel sollte letzteres jedoch nicht formu-
liert werden.
»Soziale Gerechtigkeit« ist nicht nur im Sinne von Hayeks als
»Wieselwort« zu bezeichnen, sondern als familienpolitisches
Ziel in der Tat sehr schwer greifbar. Im familienpolitischen Teil
des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD (2005,
111) ist formuliert, dass die Herkunft eines Kindes nicht über
seine Bildungs- und Lebenschancen entscheiden soll. Ob-
schon unterschiedliche natürliche und soziale Voraussetzun-
gen von Kindern in der Realität einer vollkommenen Chancen-
gleichheit entgegenstehen, ist es in der Tat eine zentrale fa-
milienpolitische Aufgabe, dem Ideal gleicher Voraussetzungen
möglichst nahe zu kommen und damit Chancengerechtigkeit
herzustellen. Auch dies sollte jedoch wiederum nicht damit
verwechselt werden, konkrete Ziele wie etwa eine Erhöhung
der Abiturienten- oder Akademikerquote zu postulieren. Viel-
mehr ist jedem Jugendlichen ein Bildungs- und Lebensweg
gemäß seiner Begabungen zu eröffnen. Ob er diesen Weg
dann einschlägt, bleibt eine individuelle Entscheidung. Auch
hier wird ein insgesamt höheres Bildungsniveau mit positiven
Wirkungen auf Wachstum und Beschäftigung ein erfreulicher
Nebeneffekt sein; ein originäres Ziel ist es wiederum nicht.
Leitlinien einer modernen Familienpolitik
Die politischen Ziele, die eingesetzten Instrumente und die
Vielzahl der Träger und Zuständigkeiten werden den heuti-
gen Anforderungen an eine moderne Familienpolitik größ-
tenteils nicht gerecht. Angezeigt ist vielmehr eine Konzen-
tration auf oben bereits angestoßene Ziele, die in zwei Leit-
linien zusammengefasst werden können. Aus diesen Leitli-
nien wiederum leiten sich Familienmodelle und familienpo-
litische Steuerungsinstrumente ab (vgl. Abbildung).
Das übergeordnete Ziel ist dabei, Wunsch und Wirklichkeit
des Familienlebens stärker in Einklang zu bringen. Ein Ver-
gleich von Kinderwünschen und Geburtenziffern sowie prä-
feriertem und tatsächlichen Familienmodell weist darauf hin,
dass Wunsch und Wirklichkeit heute weit auseinander liegen:
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Obwohl 80% der erwachsenen Deutschen, die noch keine
Kinder haben oder kinderlos geblieben sind, nach Umfra-
gen gerne Kinder hätten (vgl. Bundesverband deutscher
Banken 2004), bleiben immer mehr Frauen kinderlos (30%
des Geburtsjahrgangs 1965). Obwohl sich beispielsweise
nur 14% der Paare in den alten Bundesländern mit einem
Kind unter drei Jahren die klassische Alleinverdienerfamilie
wünschen, wird sie letztlich von 77% realisiert. (vgl. Beck-
mann 2002). Die Präferenzen der Individuen liegen eindeu-
tig bei einer Kombination von Vollzeittätigkeit eines Part-
ners und der Teilzeittätigkeit des anderen Partners.
Bei aller Vorsicht gegenüber derartigen Befragungen wer-
den die individuellen Präferenzen offenbar durch familienpo-
litische und andere Instrumente erheblich verzerrt.4 Damit
sich Wunsch und Wirklichkeit wieder annähern, sollte sich
die Familienpolitik an den folgenden Leitlinien orientieren:
Gestaltungsfreiräume für Familie
Finanzieller und zeitlicher Spielraum erhöht den Gestaltungs-
spielraum von Paaren, sich den Kinderwunsch zu erfüllen
und das Familienmodell zu leben, welches den persönlichen
Präferenzen der Partner gerecht wird.
Der finanzielle Spielraum, ausgedrückt im bedarfsgewich-
teten Pro-Kopf-Einkommen von Paaren mit Kindern, liegt in
Deutschland weiterhin unter dem Gesamtdurchschnitt aller
Haushalte und ist umso enger, je jünger das jüngste Kind ist
(vgl. Engstler und Menning 2003). Gleichzeitig verfügen kin-
derlose Lebensgemeinschaften sowie Familien mit älteren
Kindern über erheblich höhere Einkommen als diejenigen, die
sich neu für Kinder entscheiden. Als Grund für diese Unter-
schiede in den Einkommenserwartungen ist im Wesentli-
chen der »Achterbahn-Effekt« beim traditionellen Familienmo-
dell zu sehen (vgl. 7. Familienbericht 2005, 47). Die bisheri-
gen Modelle finanzieller Transferleistungen können diesen
Effekt nur bedingt abfangen. Kindergeld und Kinderfreibetrag
werden ebenso wie etwa die beitragsfreie Mitversicherung
von Kindern in der GKV oder Familienkomponenten bei der
Sozialhilfe entweder unabhängig vom Alter des Kindes ge-
währt oder steigen mit zunehmendem Lebensalter an und
verstärken damit den »Achterbahn-Effekt« noch.
Erhebliche Verzerrungen sowohl für die Entscheidung über
Kinder als auch über das Familienmodell gehen vom Ehe-
gattensplitting aus. Beim Ehegattensplitting wird das Ein-
kommen von verheirateten Paaren addiert und unabhängig
von der Kinderzahl je zur Hälfte dem geltenden Steuertarif
unterworfen. Je größer der Einkommensunterschied der
Partner ist, desto größer ist der Steuervorteil. Das Instru-
ment ist zum einen fragwürdig, da es die Nicht-Erwerbstä-
tigkeit eines Partners in einer kinderlosen Ehe subventioniert.
Zum anderen verzerrt es – gerade in Familien mit Kindern –
durch sehr hohe Grenzsteuersätze für den Zweitverdiener
die Präferenzen zugunsten des Alleinverdienermodells. Ver-
stärkt wird dieser Effekt noch durch die beitragsfreie Mit-
versicherung nicht oder nur geringfügig beschäftigter Fa-
milienmitglieder in der Gesetzlichen Krankenversicherung.
Der finanzielle Gestaltungsspielraum im Doppelverdiener-
modell wird somit durch diese Anreize teilweise ad absur-
dum geführt. Wenngleich andere ökonomische sowie juris-
tische Begründungen für das Ehegattensplitting nicht ne-
giert werden sollen, ist es doch aus familienpolitischer Sicht
äußerst fragwürdig.5
Der zeitliche Spielraumvon Paaren, sich den Kinderwunsch
zu erfüllen und ein Familienmodell mit Kindern zu leben,
betrifft zum einen das Zeitfenster zur Familiengründung und
zum anderen die Zeit für die Familie als knappe Ressource
in der modernen Gesellschaft. In Deutschland konzentrie-
ren sich für junge Erwachsene in der Altersphase von 27
bis 35 Jahren die Entscheidungen, die mehr oder minder
den Rest des Lebens bestimmen. Neben dem Ausbildungs-
abschluss, der Berufswahl, der Entscheidung für einen Le-
benspartner findet sich auch die Entscheidung über Kin-
der. Die Kinderentscheidung fällt in anderen Industrieländern
auch zu dieser Zeit. Die Ballung der Entscheidungen er-
scheint allerdings nicht so ausgeprägt.
Die äußeren Ansprüche an Familienmitglieder bspw. über
die Arbeitszeitorganisation und die relativ starren Zeitrege-
lungen in anderen familienrelevanten Bereichen, wie etwa
Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen, Behörden las-
sen sich auch mit einer sehr flexiblen Binnenorganisation der
Familie kaum noch bewältigen. Diese Zeitfriktionen sind
selbst für Mütter mit typischer Teilzeitarbeit kaum zu lösen,
so dass diese weder in Dauer, Lage noch Verteilung auto-
matisch mit dem Zeitbedarf der Familie übereinstimmen (vgl.
7. Familienbericht 2005, 475). Bei den Sachleistungen für
Kindergärten und -krippen fällt im internationalen Vergleich
das Defizit in Betreuungsangeboten für Kinder unter drei
Jahren auf (vgl. Spiess und Wrohlich 2005). Aber nicht nur
die Menge, sondern vielmehr auch die Bedarfsgerechtigkeit
der Betreuung hinsichtlich Flexibilität (bspw. Öffnungszeiten)
und Qualität (qualifizierte Betreuung) wird häufig kritisiert. Die
nicht ausreichenden Angebote der Kinderbetreuung verzer-
ren die Präferenz zugunsten des Alleinverdienermodells, da
die zeitlichen Gestaltungsspielräume der Paare erheblich
eingeschränkt sind und das Doppelverdienermodell mögli-
cherweise sogar verunmöglichen.
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Die Allianz für die Familie sowie die Lokalen Bündnisse
für die Familie schließlich sollen die Rahmenbedingungen für
Familien und Kinder in Deutschland verbessern. Zur Verbes-
serung der Rahmenbedingungen und der Gestaltungsfrei-
heit trägt ein Umdenken in der betrieblichen Personalpolitik
wesentlich bei. Denn letztlich sind es die konkreten Arbeits-
bedingungen, die über die Vereinbarkeit von beruflicher Tä-
tigkeit und Zeit für Kinder entscheiden und damit die nega-
tiven Verzerrungen bei der Auswahl des Doppelverdiener-
modells verringern.
Die Qualität der eingesetzten Instrumente muss sich letzt-
lich daran messen lassen, inwiefern sie den Paaren Gestal-
tungsspielräume eröffnet, sich bewusst für oder gegen Kin-
der zu entscheiden, um ihren individuellen Präferenzen fol-
gend zwischen den unterschiedlichen Familienmodellen (Er-
werbsmodellen) auswählen zu können (vgl. Barth 2004).
Chancengerechtigkeit von Anfang an
Die Potentiale der Kinder sollten frühzeitig entdeckt und ge-
fördert werden. Jedes Kind soll die Chance erhalten, Bil-
dung als wichtiges Gut entdecken zu können.
Die PISA-Studien und andere vergleichende Untersuchun-
gen stellen dem deutschen Bildungssystem kein gutes
Zeugnis aus. Diese Studien zeigen nicht nur ein unterdurch-
schnittliches Leistungsniveau der Schüler in Deutschland.
Auch fällt die Streuung der Leistungen besonders breit aus,
und die Bedeutung des sozialen Hintergrunds der Schü-
ler für ihren Bildungserfolg ist besonders hoch (vgl. z.B.
Fertig und Schmidt 2002). Dabei ist die Bedeutung des so-
zialen Hintergrunds der Kinder und damit die Chancenge-
rechtigkeit weniger eine monetäre Frage. Vielmehr verzeich-
nen Kinder aus sozial schwachen Familien verstärkt Defi-
zite – oftmals auch sprachlicher Art, was besonders schwer-
wiegend ist – im frühen schulischen Bereich, deren Fol-
gen später nicht mehr korrigiert werden können. Vor dem
Hintergrund dieser empirischen Erkenntnisse muss »Chan-
cengerechtigkeit von Anfang an« bedeuten, die Anstren-
gungen im vorschulischen und im Primarbereich deutlich
zu erhöhen. Diskussionswürdig ist hier insbesondere ein
öffentlich finanziertes und obligatorisches letztes Vorschul-
jahr. Ebenso wie die allgemeine Schulpflicht ist ein sol-
ches Vorschuljahr als meritorische Entscheidung des Staa-
tes zu begreifen, das zudem nicht zu öffentlichen Mehr-
ausgaben führen muss. Denn bislang entfällt ein Großteil
der öffentlichen Bildungsmittel auf den tertiären Bereich,
also jenen, in dem die höchsten privaten Bildungserträge
erzielt werden (vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung 2004). Ange-
zeigt wäre hingegen eine Umschichtung in die frühen Bil-
dungsphasen, da dort in besonderem Maße positive Ex-
ternalitäten und damit gesellschaftliche Erträge der Bildung
anfallen.
Kopernikus lässt grüßen – für mehr
Entscheidungsfreiheit
In der Familienpolitik ist eine in den Zielen dem Paradig-
menwechsel entsprechende Neugewichtung der Instrumen-
te unumgänglich. Im Sinne eines »Instrumentenchecks Fa-
milie« sind die Instrumente hinsichtlich ihrer Allokationsneu-
tralität zu prüfen.
Die Einführung des Elterngeldes, das Tagesbetreuungs-
ausbaugesetz sowie die Einbindung der gesellschaftlichen
Gruppen, bspw. über die Allianz für die Familie durch das
BMFSFJ, sind Schritte in die richtige Richtung.
Grundsätzlich sind jedoch alle finanziellen Transfers allokati-
onsneutral auszugestalten und wesentlich zu vereinfachen.
Die durch die zu erwartende Absenkung der Mitnahmeeffek-
te – bspw. durch die Einführung eines Familiensplittings – ge-
schaffenen finanziellen Spielräume sind mit hoher Priorität
in den quantitativen Ausbau der Kinderbetreuung der 0- bis
3-Jährigen sowie in die qualitative Verbesserung der Kin-
derbetreuung zu investieren. Darüber hinaus wird das Po-
tential der Tagesmütter nicht ausgeschöpft. Ein funktionie-
rendes, qualitativ hochwertiges Angebot von Tagesmüttern
kann relativ schnell den individuellen Bedürfnissen der El-
tern gerecht werden. Als Vorbild kann hier Dänemark dienen.
Wie schwierig eine auf Entscheidungsfreiheit zielende und
den genannten Leitlinien folgende Ausgestaltung der Instru-
mente ist, zeigt letztlich das kürzlich beschlossene Eltern-
geld. Die fehlende Anrechnung auf das Arbeitslosengeld II
sowie die Kombinierbarkeit mit bundesländerspezifischen
Fördermaßnahmen lassen bspw. die Allokationsneutralität
hinsichtlich der zu wählenden Familienmodelle insbeson-
dere bei Beziehern mit geringerem Einkommen stark in Fra-
ge gestellt sein. Von den arbeitsmarktpolitischen Fehlanrei-
zen ganz zu schweigen.
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Auf die richtige Mischung kommt es an:
Infrastruktur, Zeit und Geld für Familien
Wenn sich junge Menschen im Schnitt zwei und mehr Kin-
der wünschen, aber am Ende jede dritte Frau mit Ende 30
kinderlos bleibt, dann läuft in unserer Gesellschaft etwas
gründlich falsch. Junge Männer und Frauen verwirklichen
ihre Lebensentwürfe nicht, weil sie Familie und Beruf häu-
fig nicht miteinander vereinbaren können oder ihre wirtschaft-
liche Situation der Gründung einer Familie im Wege steht.
Junge Erwachsene haben es in unserer Gesellschaft nicht
leicht. Ihr Einstieg in den Arbeitsmarkt ist schwierig. Sie müs-
sen vielfach eine lange Phase von ungesicherten oder
schlecht bezahlten Beschäftigungsverhältnissen durchlau-
fen. Außerdem werden sehr hohe Anforderungen an ihre Fle-
xibilität und Mobilität gestellt. Wer Arbeit hat, ist häufig ge-
zwungen, weit über 40 Stunden hinaus zu arbeiten. 
Das führt dazu, dass sich viele in Anbetracht dieser Rah-
menbedingungen einen Alltag mit Kindern häufig nicht vor-
stellen können.
Deshalb wäre es auch nicht ausreichend, wenn Familien-
politik nur auf den Ausbau von finanziellen Leistungen, wie
z.B. Kindergeld, setzen würde. Eine an den Bedürfnissen
der jungen Menschen ausgerichtete Familienpolitik muss
Familien unterstützen, die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf verbessern und dazu beitragen, dass Lebensentwür-
fe mit Kindern realisiert werden können.
Junge Menschen wollen Kinder. Deutschland profitiert von
mehr Kindern. Deshalb müssen wir für bessere Rahmen-
bedingungen für Familien sorgen, die eine höhere Gebur-
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tenrate ermöglichen. Langfristig erfüllen wir damit die Le-
benswünsche von jungen Frauen und Männern, begünsti-
gen Wirtschaftswachstum, stabilisieren die sozialen Siche-
rungssysteme und tragen dazu bei, die Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands zu verbessern.
Eine moderne und nachhaltige Familienpolitik sollte auf ei-
nen Politikmix aus besseren Rahmenbedingungen für Bil-
dung und Betreuung von Anfang an, mehr Zeit für Familien
und finanzieller Unterstützung setzen.
Bessere Bildung und Betreuung
Ein wichtiger Schlüssel für die Verbesserung der Balance
von Familie und Beruf ist eine gute und flexible Kinderbe-
treuung. Auf diesem Gebiet haben wir in den letzten 20 Jah-
ren den Anschluss an unserer europäischen Nachbarn ver-
loren. Wir sind bei der Infrastruktur für Kinderbetreuung in
Europa Schlusslicht. 
Und das hat gravierende Auswirkungen in unserer Gesell-
schaft. Denn nicht die Höhe der Transfers an Familien ent-
scheidet über die soziale Gerechtigkeit, sondern die direk-
te Förderung von Kindern. Nur wer Kinder früh fördert, mi-
nimiert langfristig ihr Armutsrisiko. Soziale Chancen wer-
den schon im frühen Kindesalter vergeben. Was dort ver-
säumt wird, ist in der Schulzeit nur mit großer Anstrengung
nachzuholen. Qualitativ hochwertige Betreuungsplätze sor-
gen für optimale Bildungschancen von Anfang an, und zwar
unabhängig von der sozialen Herkunft.
Dass ein gutes Kinderbetreuungsangebot zudem ein wich-
tiger Standortvorteil für Kommunen ist und auch die Arbeit-
geber auf die gut ausgebildeten Väter und vor allem Mütter
nicht verzichten können, wird mittlerweile von Niemandem
mehr bestritten. 
In der letzten Legislaturperiode haben wir deshalb damit be-
gonnen, den Ausbau von Ganztagsschulen und Kinderbe-
treuungsangeboten auch von Bundesseite zu fördern.
Wir haben dafür gesorgt, dass der Bund den Ausbau von
Ganztagsschulen mit 4 Mrd. € fördert. Außerdem gilt seit
Anfang 2005 das Tagesbetreuungsausbaugesetz. Damit
wollen wir den bedarfsgerechten Ausbau der Tagesbetreu-
ung für Kinder unter drei Jahren deutlich voran bringen. Bis
2010 sollen 230 000 zusätzliche Plätze entstehen. Weil wir
wissen, dass das für die Eltern von großer Bedeutung ist,
werben wir vor Ort auch für flexible Öffnungszeiten. 
Weitere Schritte müssen folgen. Weil wir für jedes Kind ein
Platzangebot in einer Kindertagesstätte wollen, brauchen
wir einen Rechtsanspruch ab dem zweiten Lebensjahr. Wir
müssen den Bildungsauftrag der Kindertagesstätten stär-
ken und eine individuelle Förderung aller Kinder erreichen.
Langfristig muss es unser Ziel sein, dass die frühkindliche
Bildung so wie die in der Schule gebührenfrei ist.
Mehr Zeit für Familien
Eine familienfreundliche Arbeitswelt ist – wie die skandina-
vischen Länder zeigen – gesellschaftspolitisch, betriebs- und
volkswirtschaftlich gewinnbringend. Diese Länder erreichen
dadurch langfristig höhere Geburtenzahlen, eine höhere Frau-
enerwerbstätigkeit, weniger Familienarmut und einen bes-
seren Bildungsstand als Deutschland.
Hierzulande orientieren sich noch zu viele Arbeitsbedingun-
gen am vermeintlichen Ideal des allzeit verfügbaren Men-
schen und lassen stabile Paarbeziehungen, erst recht aber
die Verantwortung für Kinder, kaum zu. Wir müssen uns des-
halb u.a. in Gesprächen mit den Tarifpartnern für eine fami-
lienfreundliche Arbeitsplatz und -zeitgestaltung einsetzen.
Ein Arbeitsangebot, das sich auch an den Tagesabläufen von
Eltern orientiert, hilft auch den Unternehmen. Eltern kehren
nach einer Babypause schneller an den Arbeitsplatz zurück. 
Auch vor dem Hindergrund der demographischen Entwick-
lung müssen flexible Lösungen zwischen Tätigkeiten am Ar-
beitsplatz und Tätigkeiten zu Hause entwickelt werden. Die
Nachfrage nach solchen Arbeitsplätzen ist eindeutig höher
als das Angebot. Möglichkeiten für Telearbeit, Arbeitszeit-
konten, flexible Teilzeitmodelle, etc. zu schaffen, ist daher
dringend geboten. Über die »normale« Teilzeitbeschäftigung
(halbtags oder Drei-Tage-Woche) lässt sich die Arbeitszeit
noch wesentlich weiter flexibilisieren. Allerdings müssen pa-
rallel zur Flexibilisierung der Arbeitszeit dann auch die Öff-
nungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen flexibler ge-
staltet werden.
Wir brauchen insgesamt eine neue Unternehmenskultur in
Deutschland, die erwerbsarbeitsfreie Familienphasen nicht
als Nachteil in der Erwerbsbiographie versteht, sondern als
eine Form der Charakterbildung und Qualifizierung. Verhand-
lungsgeschick, Arbeitsorganisation, Führungsstil und Ein-
fühlungsvermögen sind Fähigkeiten, die gerade in der Zeit
der Familienarbeit gefragt sind und gebildet werden. Diese
Ressourcen sollten von den Unternehmen erkannt und ab-
gerufen werden.
Familienfreundlichkeit am Arbeitsplatz zahlt sich in Euro
und Cent für die Unternehmen aus. Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen sind motivierter und seltener krank. Es gelingt
den Unternehmen, qualifizierte Mitarbeiter zu halten. Das
bedeutet weniger Personalwechsel, weniger Einarbeitungs-
zeiten, spart damit Kosten und sorgt für bessere Arbeits-
ergebnisse.
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Jeder in familienfreundliche Maßnahmen investierte Euro
zahlt sich aus. Das zeigen uns mehrere Untersuchungen.
Neben dem, was vor allem Arbeitgeber und Gewerkschaf-
ten für Familien erreichen können, müssen wir weiter auf al-
len Ebenen für neue Allianzen für Familien werben. Wir ha-
ben das bisher mit großem Erfolg gemacht. Die so genann-
ten „Lokalen Bündnisse für Familien“ wurden im Januar 2004
von der damaligen Bundesfamilienministerin Renate Schmidt
ins Leben gerufen. Mittlerweile gibt es in Deutschland über
250 Lokale Bündnisse für Familien. Sie verbessern die Ba-
lance von Familie und Beruf, setzen sich für den Ausbau von
Kinderbetreuungsplätzen ein, schaffen Beratungsangebo-
te, bauen Spielplätze und Familienzentren auf und motivie-
ren andere Freiwillige, sich vor Ort für die Interessen von
Familien einzusetzen. Nicht zuletzt suchen sie den Kontakt
zu Unternehmen, um diese u.a. für familienfreundliche Ar-
beitsbedingungen zu gewinnen. Die Lokalen Bündnisse sind
nah dran an den Problemen von Familien. In der Region
kennt man die Situation der Familien am besten. Die Zusam-
menarbeit in den Bündnissen führt Kompetenzen zusam-
men, spart Ressourcen und schafft Raum für neue Ideen.
Von solchen guten Ansätzen brauchen wir mehr.
Finanzielle Unterstützung von Familien
Deutschland hat, was die öffentlichen Ausgaben für Famili-
en betrifft, im internationalen Vergleich eine Spitzenposition
inne. Aber anders als in familienpolitisch erfolgreicheren Län-
dern fließt bei uns der Großteil der Mittel in direkte Geldleis-
tungen an Familien. Wir investieren deutlich zu wenig in
Dienstleistungen, wie etwa in Bildung, Betreuung und Erzie-
hung. Diese falsche Prioritätensetzung in der Familienför-
derung gilt es, in den nächsten Jahren weiter zu verändern. 
Trotzdem bleibt es erforderlich, Familien mit zeitgemäßen
Hilfen auch finanziell zu unterstützen. Wir müssen jungen
Frauen und Männern die Entscheidung für Kinder erleich-
tern. Das erreichen wir auch dadurch, dass wir die finan-
ziellen Risiken oder beruflichen Nachteile, die junge Eltern
immer noch hinnehmen müssen, begrenzen. Die beträcht-
lichen Einkommensverluste, die dadurch entstehen, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Kinder bekom-
men, andere Tätigkeiten nicht oder nur eingeschränkt wahr-
nehmen können, sollten mit einem Elterngeld nach skandi-
navischem Vorbild ausgeglichen werden. Mit dieser Leis-
tung soll die Einkommenssituation der Familie während der
Familiengründung oder -erweiterung gesichert werden.
Wichtig ist dabei, dass die Leistung so ausgestaltet wird,
dass sie den Wiedereinstieg in den Beruf nach der Geburt
eines Kindes fördert. Denn je leichter der Wiedereinstieg,
desto geringer fallen die kurz- aber auch langfristigen Nach-
teile, die durch die Unterbrechung der Erwerbsbiographie
entstehen, aus.
Ein Elterngeld, dass als Einkommensersatzleistung ausge-
staltet wird und für rund ein Jahr nach der Geburt eines
Kindes gezahlt wird, wäre ein weiterer wichtiger Schritt zur
Gleichstellung der Geschlechter und der Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Mit einem nach skan-
dinavischem Vorbild ausgestalteten Elterngeld bleiben Frau-
en als Mütter ökonomisch unabhängig. Auch für Väter wird
die Inanspruchnahme von Elternzeit attraktiver, weil es ih-
nen mit der Einkommensersatzleistung zukünftig schwer fal-
len wird zu sagen: »Schatz, bleib du doch zu Hause, bei mei-
nem hohen Einkommen lohnt sich Elternzeit nicht!« Die in
den letzten Wochen intensiv öffentlich diskutierte »Zwei-Part-
nermonate-Regelung« hilft den jungen Vätern dabei, ihrem
Wunsch nach einer intensiven Familienphase beim Arbeit-
geber besser durchsetzen zu können. Das Elterngeld soll zu
neuen Rollenkonzepten ermuntern.
Familienförderung in Deutschland sollte die Situation von Fa-
milien mit einer guten Kinderbetreuung, lokalen Bündnissen,
Familienfreundlichkeit in der Wirtschaft und gezielten Leis-
tungen wie zum Beispiel dem Elterngeld umfassend und
nachhaltig verbessern. 
Die ganze Gesellschaft muss dazu beitragen, dass dieser
Förderansatz gelingt. Der internationale Vergleich zeigt: In
anderen – in sozialer und kultureller Hinsicht vergleichbaren
– europäischen Ländern gibt es eine familienfreundlichere
Arbeitswelt. Dort gibt es auch mehr Investitionen in Bildung
und Betreuung. Diese Länder profitieren jetzt von einer hö-
heren Geburtenrate, einer geringeren Familienarmut, bes-
seren Bildungsergebnissen und einer höheren Frauener-
werbsquote. Davon profitieren dort alle. Dieses Erfolgsmo-
dell brauchen wir auch in Deutschland.
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